Muster-Betriebsvereinbarung zum Anspruch des Betriebsrats auf Überlassung von Räumen
Zwischen der ________ (Name der Firma), vertreten durch den Vorsitzenden der Geschäftsleitung, und dem Gesamtbetriebsrat der ________ (Name der Firma), vertreten durch den Vorsitzenden, wird folgende Betriebsvereinbarung über den Anspruch der Betriebsräte auf Betriebsratsräume geschlossen: 

Präambel

Geschäftsleitung und Gesamtbetriebsrat sind sich einig, dass die einzelnen, im Unternehmensbereich in den Betrieben tätigen 

Betriebsräte über ausreichend große und funktionsgerechte Räumlichkeiten verfügen können müssen, wenn sie in der Lage sein sollen, die Interessen der Arbeitnehmer ordnungsgemäß nach dem Betriebsverfassungsgesetz wahrzunehmen. Eine solche Ausrichtung dient nicht nur der Belegschaft, sondern auch dem Wohle der einzelnen Betriebe und selbstständigen Betriebsteile.

§ 1 Geltungsbereich

Die Betriebsvereinbarung gilt für alle Betriebe und diejenigen Betriebsteile, die gemäß § 4 BetrVG als selbstständige Betriebe gelten.

§ 2 Anspruch auf Betriebsratsräume

(1)
Jeder der in den einzelnen Betrieben bzw. selbstständigen Betriebsteilen gebildeten Betriebsräte hat Anspruch auf ausreichend große, funktionsgerechte und zweckentsprechende Räumlichkeiten.

(2) 
Für die Bestimmung der Anzahl der Räume und die Größe der Räume sind insbesondere die Größe des Betriebsrats und die Anzahl der zu vertretenden Arbeitnehmer maßgeblich.

§ 3 Zweckentsprechung der Betriebsratsräume

Für die Raumgröße gelten folgende Maßzahlen als Mindestgröße:


1 Betriebsratsmitglied: 12 qm


2 bis 5 Betriebsratsmitglieder: 20 qm


5 bis 7 Betriebsratsmitglieder: 30 qm


8 bis 10 Betriebsratsmitglieder: 40 qm

(2)
Bei Freistellung von Betriebsratsmitgliedern gemäß §38 BetrVG ist für je zwei Betriebsratsmitglieder ein Raum bereitzustellen.

(3)
Besteht der Betriebsrat aus fünf oder mehr Betriebsratsmitgliedern, ist außerdem ein Sitzungsraum von mindestens 30 qm zur Verfügung zu stellen.

(4)
Der Betriebsratsvorsitzende hat Anspruch auf einen eigenen, von keiner weiteren Person benutzten Arbeitsraum.

(5)
Sofern im Betriebsgebäude – innerhalb der bestehenden Bausubstanz – keine Räume für den Betriebsrat zur Verfügung gestellt werden können, muss der Arbeitgeber prüfen, ob durch zusätzliche Baumaßnahmen der erforderliche Raumbedarf geschaffen werden kann; notfalls müssen auf dem Betriebsgelände Raumcontainer aufgestellt werden.

(6)
Die einzelnen Betriebsratsräume müssen optisch und akustisch abgeschirmt sein, d.h., sie müssen geschützt sein gegen unerwünschte Einsichtnahme und unerlaubtes Abhören.

(7)
Die Betriebsratsräume müssen verschließbar sein; das gilt auch für den Fall, dass der Betriebsratsraum nur zur zeitwei­ligen Nutzung dem Betriebsrat zur Verfügung steht. Die Verschließbarkeit muss in jedem Fall gegeben sein, also auch dann, wenn die Räumlichkeit dem Betriebsrat nur zur zeitweiligen 

Benutzung zur Verfügung steht, damit die Betriebsratsmitglieder auch in diesem Fall den Raum während der Nutzungszeit für z.B. Pausen oder Toilettengänge verlassen können, ohne ihre Betriebsratsunterlagen besonders sichern zu müssen.

(8)
Der Arbeitgeber ist aus sachlichen Gründen berechtigt, dem Betriebsrat andere als die bisher zur Verfügung gestellten und benutzten Räume zur Verfügung zu stellen.

(9)
Die Räumlichkeiten für den Betriebsrat müssen beheizbar, zu beleuchten, zu belüften und in einem baulich ordentlichen, d.h. einwandfreien Zustand sein. Die Räume müssen mindestens den Vorschriften der Arbeitsstättenverordnung entsprechen.

§ 4 Ausstattung der Räume

Die Betriebsratsräume müssen funktionsgerecht ausgestattet sein. Hierzu gehören mindestens Schreibtisch und -stuhl, ggf. in mehrfacher Anzahl, Sitzungstisch und Stühle in ausreichender Anzahl, ein verschließbarer Schrank, eine Telefonanlage und ggf. auch Faxgerät und Personalcomputer.

§ 5 Streitigkeiten

Kommt der Arbeitgeber seinen Verpflichtungen aus § 40 BetrVG nicht nach, kann unter Umständen eine Behinderung der Betriebsratsarbeit und damit ein Straftatbestand nach § 119 BetrVG gegeben sein; in diesem Fall kann auch ein Verfahren nach § 23 Abs. 3 BetrVG in Betracht kommen.

Ansprüche des Betriebsrats gegen den Arbeitgeber aus § 40 Abs. 2 BetrVG können im Übrigen im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren verfolgt werden. Führt das Verhalten des Arbeitgebers zu einer Erschwerung der Betriebsratsarbeit, kann der Betriebsrat 

außerdem den Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Arbeitgeber beantragen.

§ 6 Stundenweise Bereitstellung einer Mitarbeiterin

(1)
Dem Betriebsrat wird ein Mitarbeiter bzw. eine Mitarbeiterin an drei Tagen in der Woche zur Verfügung gestellt jeweils von 8.00 bis 11.00 Uhr.

(2)
Sollte die Tätigkeit des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin ausnahmsweise an anderen Tagen oder zu anderen Uhrzeiten erforderlich sein, gibt der Betriebsrat der Arbeitgeberin dies rechtzeitig bekannt. Im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten wird den Wünschen entsprochen.

(3)
Erhöht oder verringert sich der Arbeitsanfall im Betriebsrat vorübergehend, verhandeln Arbeitgeberin und Betriebsrat erneut über den Umfang der Tätigkeit 

§ 7 Schlussvorschriften

(1)
Die Betriebsvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft.

(2)
Die Betriebsvereinbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs gekündigt werden.

__________________________________________________________    

(Ort, Datum)  (Unterschrift Geschäftsleitung)  (Unterschrift Betriebsrat) 
www.betriebsrat-mitbestimmung.de
www.betriebsrat-kompakt.de 
